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Die Berliner Register

Die Berliner Register erfassen seit 20 Jahren diskriminierende Vorfälle und extrem rechte Aktivitäten, um gesellschaftli-
che Entwicklungen in der Stadt sichtbar zu machen und Impulse für die Entwicklung von Gegenstrategien zu geben. Als 
zivilgesellschaftliches Netzwerk umfasst es 12 bezirkliche Registerstellen bei unterschiedlichen Trägern. 
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Extrem rechte und diskriminierende Vorfälle 2025
Bezirkliche VerteilungBezirkliche Verteilung
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Rassismus Behindertenfeindlichkeit

Antifeminismus

Verharmlosung bzw. 
Verherrlichung des NS

Rechte Selbstdarstellung

Sozialchauvinismus

LGBTIQ*feindlichkeit

Politische Gegner*innen
der extremen Rechten



1. Normalisierung rassistischer Narrative – 
Übergriffe steigen drastisch
Rassistische Aktionen und Botschaften verbreiten sich in 
Berlin. Die Normalisierung von Begriffen wie „Remigration” 
und rassistisch aufgeladene Migrationsdebatten werden von 
Akteuren nicht nur aus der extremen Rechten genutzt, insbe-
sondere zur Befeuerung von antimuslimischem Rassismus. 
Parallel dazu steigt die rassistische Gewalt im Alltag: Im 
Durchschnitt wurden jeden Tag mehr als zwei Fälle verba-
ler oder körperlicher Übergriffe gezählt.

3. Hass gegen LGBTIQ* als Ergebnis 
queerfeindlicher Kampagnen
Die jahrelangen Deutungskämpfe und Mobilisierungen ge-
gen das Selbstbestimmungsgesetz und den Pride-Monat 
haben LGBTIQ*-Menschen als Gegner*innen markiert. Sie 
erleben ihre Sicherheit als gesellschaftlich gefährdet. 

6. Ausbreitung von Neonazi-Aktivitäten 
in der Stadt
Codes wie Hakenkreuze oder Hitlergrüße breiten sich in 
den Ostberliner Neonazi-Hochburgen sowie am westli-
chen Stadtrand aus. Jugendliche beziehen sich zunehmend 
positiv auf den Nationalsozialismus. Neonazistische Kleinst-
parteien verstärken ihre Aktivitäten: „Der III. Weg” zeigte 
noch mehr öffentliche Präsenz mit einer Vielzahl an Info-
ständen, während „Die Heimat” versucht wieder Fuß in der 
Hauptstadt zu fassen. 

4. Anhaltender Antisemitismus beeinträchtigt 
jüdische Menschen
Berliner Jüdinnen*Juden sind durch die seit 2023 andau-
ernd hohe antisemitische Mobilisierung eingeschränkt. 
Sie werden für Ereignisse im Nahostkonfl ikt verantwortlich 
gemacht. Antisemitische Versammlungen, Schmierereien 
und Einschüchterungen beeinträchtigen das Sicherheitsge-
fühl und führen zu schrumpfenden öffentlichen Räumen.

5. Verstetigte extrem rechte Jugendkultur 
erhöht Bedrohung für Antifaschist*innen
Die neue extrem rechte Jugendkultur hat sich verfestigt. 
Ihre Etablierung in der Stadt zeigte sich im massiven Anstieg 
von „Anti-Antifa”-Graffi ti und -Aufklebern. Übergriffe aus 
Gruppen von Jugendlichen heraus richteten sich gegen Perso-
nen, die sie als antifaschistisch, queer oder migrantisch wahr-
nahmen und gegen Wahlkampfhelfende. Gruppen wie die 
„DJV” näherten sich an die Neonazi-Partei „Die Heimat” an.

2. Kinder als Betroffene rassistischer Gewalt 
und Benachteiligung besonders schutzbedürftig
Jeder 6. rassistische Angriff richtete sich gegen Min-
derjährige. Besonders oft traf es Kinder aufgrund von an-
ti-Schwarzem Rassismus und Antiziganismus, im Alltag und 
in der Schule. Wenn Eltern auf der Straße rassistisch ange-
feindet werden, zum Beispiel Mütter mit Kopftuch, weitet 
sich die Gewalt auch auf die anwesenden Kinder aus. 

Die Berliner Register können kein umfassendes Internet-
Monitoring leisten, sondern beschränken sich auf lokal 
relevante Gruppen und Kanäle in den Sozialen Medien. Hinzu kom-
men diskriminierende online Kommentare, in denen Menschen oder 
Organisationen aus Berlin direkt adressiert werden. 
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7. Zunehmende Angriffe auf 
demokratisches Engagement 
Wer extrem rechte Propaganda entfernte oder bei rassis-
tischen Sprüchen in der Öffentlichkeit einschritt, wurde 
häufi ger zum Ziel körperlicher Gewalt. Rechte Jugendli-
che verabredeten sich, um demokratische Veranstaltungen 
zu stören. Die Neue Rechte nutzte Desinformation und Ein-
schüchterung für organisierte Angriffe auf die Zivilgesell-
schaft wie gegen die „Aktionswochen gegen Rassismus” in 
Charlottenburg.

8. Raumnahme der extremen Rechten? 
Berlin hält dagegen 
Die extreme Rechte versuchte mit Aufmärschen in die Innen-
stadt vorzudringen. Sie begegneten breiten Bündnissen, die 
dagegen auf die Straße gingen und sich ihnen erfolgreich ent-
gegenstellten. Aktive Nachbar*innen entfernten massenhaft 
verbreitete Neonazi-Propaganda. Hinter jeder Meldung an 
die Register steht ein Mensch, der die Normalisierung 
menschenfeindlicher Einstellungen nicht hinnimmt und 
für gesellschaftlichen Zusammenhalt einsteht.
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